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SKB Präsident
Josef Michael Hohenwarter

Liebe Kameraden!

Ich hätte mir gewünscht, den
Weihnachtsbrief unter anderen
Umständen schreiben zu dür-
fen. Es ist aber so, dass die
zweite Welle der Pandemie
unser Land mit voller Wucht
erfasst hat und uns wiederum
Einschränkungen abverlangt.

Die Lage ist durchaus ernst, vor
allem, wenn ich mir die verfüg-
baren Kapazitäten in den Klini-
ken ansehe. Ein Gegensteuern
durch die Regierung war erfor-
derlich, wenngleich dieses erst
spät erfolgt ist. Für uns bedeuten
die neuen Maßnahmen mit
Ausgangssperre und Zwangs-
schließungen zahlreiche per-
sönliche Einschnitte.

In wirtschaftlicher Hinsicht wird
dieses Maßnahmenpaket leider
dazu führen, dass zahlreiche
Unternehmen Arbeitsplätze
werden abbauen müssen. Die
wirtschaftliche und damit die
soziale Lage wird sich daher
deutlich eintrüben. Für uns
Kameraden bedeutet die nun
entstandeneLage, dasswir uns –
wie ich es von Kameraden
voraussetze – diszipliniert
verhalten und unsere Mit-
menschen bestmöglich schüt-
zen. Der Appell der Bundesre-
gierung zur Reduzierung von
Kontakten ist einzuhalten,
bedeutet aber nicht, dass es gar
keine Möglichkeiten der Kon-
taktnahme mehr gibt: es bleibt

das Gespräch beim Spazieren
mit Sicherheitsabständen, es
bleibt die Kontaktnahme über
den Gartenzaun, es gibt Telefo-
ne oder auch Möglichkeiten
virtuell Kontakt zu halten.

Ich habe in den letztenWochen
gesehen, wie sehr sich zahlrei-
che Kameradschaften bemüht
haben, aus den gegebenen
Umständen das Beste zu ma-
chen. Unter Einhaltung der
Vorgaben fanden Jahreshaupt-
versammlungen unter freiem
Himmel statt, Besuche im
kleinstenKreiswurdendurchge-
führt und in größerer Anzahl
fanden auch die traditionellen
Gedenkmessen und Kranznie-
derlegungen statt. Damit wurde
Normalität gewahrt, es wurde
damit auch gezeigt, dass wir
nicht willens sind, unser Leben
gänzlich aus der Bahnwerfen zu
lassen und dass wir den Mut
haben, zumindest dasMögliche
zu versuchen. Für mich fordert
diese Krise gerade diejenigen
Tugenden, die mit uns als
Kameraden verbunden werden:
Disziplin und Mut habe ich
bereits genannt, dazu kommen
noch Rücksichtnahme und
Zuversicht. Seienwir zuversicht-
lich und gehen wir mit dieser
Haltung ins Jahr 2021. Vieles
spricht inzwischen dafür, dass
sich das sprichwörtliche „Licht
am Ende des Tunnels“ zeigt. Ich
freue mich jedenfalls auf das
kommende Jahr 2021 und ich
hoffe, dass wir in diesem Jahr
nach einer Normalisierung viele
Veranstaltungen durchführen
können. Euch und Euren Fami-
lien wünsche ich ein besinnli-
ches und friedvolles Weih-
nachtsfest 2020. Dieses Jahr hat
uns aufgezeigt, wie schnell aus
Normalität Krise werden kann.
Dies sollten wir für unser künfti-
ges Handeln, aber auch für die
Ausrichtung der Österreichi-
schen Sicherheitspolitik beden-
ken.

Euer
Bgm. JosefM.Hohenwarter
Präsident

WomanmitBlut die
Grenze schrieb
100 JahreKärntner
Abwehrkampf-100 Jahre
Volksabstimmung

DerPräsidenten-
brief andie
Kameradschaften

Es waren dramatische Tage
im Spätherbst des Jahres
1918: Die sich auflösenden
Verbände der k.u.k. Armee
versuchten ab Ende Oktober,
von Oberitalien aus, vielfach
auf eigene Faust ihre jeweili-
gen Heimatländer zu errei-
chen.

Dies glich streckenweise eher
einer ungeordneten Völker-
wanderung, denn einem
geordneten Rückzug. Bereits
am 25. Oktober 1918 hatte der
Kärntner Landesausschuss
Kärnten für „unteilbar“ er-
klärt. Diese Erklärung stand
im Gegensatz zur Absicht der
Slowenen.

Am 29. Oktober 1918 wurde
in Marburg der Staat der
Slowenen, Kroaten und Ser-
ben (SHS) ausgerufen, in
dessen Territorium auch die
slowenisch besiedelten Ge-
biete eingebracht werden
sollten.

Am 5. November 1918 rück-
ten Verbände des SHS Staates
im südlichen Kärnten ein und
besetzten Gebiete südlich
von Gail und Drau. Kärnten
erklärte am 11. November
1918 in seiner Landesverfas-
sung den Beitritt zur Republik
Deutschösterreich „zu glei-
chen Rechten und gleichen
Pflichten wie die übrigen zum
Staate Deutschösterreich
vereinigten Länder“ und
brachte damit die Erwartung
zum Ausdruck, dass sich der
junge Staat seiner Schutz-
funktion für Kärnten bewusst
sein möge.

Zunächst wurde im Ferlacher
Abkommen vom 19. Novem-
ber 1918 eine Demarkations-
linie auf der Höhe von Blei-
burg und entlang von Drau,
Gail und Feistritz festgelegt,
die jedoch bereits am 26.
November 1918 von den SHS-
Verbänden überschritten

wurde, die Ferlach, Lava-
münd und St. Paul im Lavant-
tal besetzten. Gefordert
wurde von Seite der Südsla-
wen, dass ganz Kärnten als
Teil Sloweniens zum SHS-
Staat kommen sollte, oder
zumindest jener Teil bis
Klagenfurt und Villach.

Dies führte zum Beschluss
der Kärntner Landesregie-
rung unter Landesverweser
Arthur Lemisch vom 5. De-
zember 1918 zur Aufnahme
des bewaffneten Widerstan-
des gegen diese Okkupation.
Zwar musste die Bundesre-
gierung einen Abwehrkampf
offiziell ablehnen, materielle
Unterstützung und Entsen-
dung von Freiwilligenverbän-
den erfolgten gleichwohl.

Zum Motor des beginnenden
Abwehrkampfes wurden u.a.
Oberstleutnant Ludwig Hül-
gerth, der militärischer Lan-
desbefehlshaber war und der
hochdekorierte Frontoffizier
Oberleutnant Hans Stein-
acher.

Der Abwehrkampf
beginnt

Am 14. Dezember 1918 be-
gann der bewaffnete Kampf
mit der Abwehr eines Vorsto-
ßes der SHS-Verbände auf
Klagenfurt bei Grafenstein.
Bis Ende des Jahres 1918
konnte das besetzte Lavanttal
befreit werden, am 3. Jänner
1919 konnte ein Großangriff
entlang der Drau abgewehrt
werden, am 5. Jänner 1919
wurde Arnoldstein zurücker-
obert und am 8. Jänner Fer-
lach befreit.

Am 14. Jänner wurde die erste
Phase der Kämpfe durch
einen Waffenstillstand abge-
schlossen. In diesem Monat
begannen in Versailles die
Verhandlungen der Sieger-
mächte des I. Weltkrieges
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über die Nachkriegsordnung
und die Friedensverträge mit
den vormaligen Kriegsgeg-
nern. Dabei wurden die
verschiedenen Vorstellungen
präsentiert.

Die Südslawen forderten,
eine bei Leibnitz beginnende
Grenze, die nördlich an
Klagenfurt und Villach vorbei
führen sollte und bei Ponteb-
ba auf die alte Reichsgrenze
stoßen würde. Wohl durch die
Abwehrkämpfe aufmerksam
geworden und zur Abklärung
der Fakten, entsandten die
USA eine Kommission unter
Führung des Harvardprofes-
sors Archibald Cary Coolidge
unter Mitwirkung von Oberst-
leutnant Sherman Miles.

Die Kommission empfahl
nach gründlicher Prüfung der
örtlichen Verhältnisse die
Belassung des gesamten
Klagenfurter Beckens trotz
eines größeren slowenischen
Bevölkerungsanteils bei
Österreich. Die Kommission
hielt fest, dass die Losung
„Kärnten frei und ungeteilt“
auch von den ansässigen
Slowenen im österreichi-
schen Sinn verstanden wür-
de.

Diplomatie und neue
Kämpfe

US-Präsident Woodrow Wil-
son bekundete, sich an die
Empfehlung der Kommission
halten zu wollen. Das für die
SHS-Seite unerwünschte
Ergebnis der Kommission
führte nun einerseits zu
gesteigerten diplomatischen
Aktivitäten in Versailles, um
den US-Präsidenten doch
noch umzustimmen, ander-
seits wurde wieder die militä-
rische Karte gezogen, um ein
fait accompli zu schaffen.

Am 29. April 1919 begann ein
neuer Großangriff des SHS-
Staates. Die Kämpfe nahmen
den Charakter eines richtigen
Krieges an, der nun auch die
Regierung in Wien zur Aufga-
be ihrer Zurückhaltung und
zur Entsendung von Volks-
wehrverbänden (Vorgänger-
organisation des I. Bundes-
heeres) brachte. Im
Gegenangriff konnten Blei-
burg und Eisenkappel

zurückerobert werden, Kärnt-
ner Verbände drangen am 7.
Mai 1919 sogar bis Windisch-
graz in die Untersteiermark
vor, zogen sich jedoch auf
Anordnung der Bundesregie-
rung am 9. Mai wieder an die
Kärntner Grenze zurück.

Am 28. Mai 1919 überschrit-
ten reguläre Verbände des
SHS-Staates unter General
Rudolf Majster mit fünffacher
zahlenmäßiger Überlegenheit
die Grenze und warfen die
Kärntner Verbände zurück.

Am 6. Juni besetzten sie
Klagenfurt, das allerdings
über Aufforderung des Obers-
ten Alliierten Rates wieder
geräumt werden musste. Der
abermals verfügte Waffen-
stillstand wurde durch ein-
marschierte italienische
Truppen gesichert.

Der Abwehrkampf hatte bis
zu diesem Zeitpunkt allein
auf Kärntner Seite mehr als
200 Tote und 800 Verwundete
gefordert. Als sich abzeichne-
te, dass die „Großen Vier“
(USA, Frankreich Großbritan-
nien, Italien) in Versailles
sich mit der Idee einer Volks-
abstimmung im strittigen
Gebiet anzufreunden began-
nen, versuchten die SHS-Ver-
treter dies durch Reduzierung
ihrer territorialen Forderun-
gen zu unterlaufen.

Volksabstimmung als
Lösung

Der Slowenische Vertreter
Ivan Zolger versuchte die
Territorialkommission zu
überzeugen, wurde aber von
Präsident Wilson nicht ein-
mal angehört.

Vielmehr mahnte dieser
„unsere jugoslawischen
Freunde“, dass es noch kei-
neswegs ausgemacht wäre,
dass die Slowenen nicht doch
noch als Feinde von gestern
behandelt würden.

Das wirkte: Am 25. Juni fiel
die Entscheidung ein Plebis-
zit durchzuführen, wodurch
sich auch die Konfliktsituati-
on in Versailles, die zwischen
Frankreich (Pro SHS-Staat)
und Italien (Pro Österreich)
entstanden war, auflöste. Im

Friedensvertrag, der am 10.
September 1919 durch Kanz-
ler Karl Renner unterschrie-
ben wurde, war die Festle-
gung einer Abstimmung
enthalten, die in zwei Abstim-
mungsgebieten (A/B) erfol-
gen sollte.

Nach der erfolgten Ratifizie-
rung dieses Vertrages durch
die Siegermächte wurde am
16. Juli 1920 der 10. Oktober
als Abstimmungstag festge-
legt. Störmanöver und Ein-
schüchterung standen in der
slowenisch besetzten Abstim-
mungszone A auf der Tages-
ordnung.

Der britische Vorsitzende der
Plebiszitkommission Sir
Capel Peck hielt General
Majster für den „größten
Störenfried“ und auch die
Italiener bezeichneten diesen

als „bekannten Terroristen“.
Während in der Bevölkerung
der Abstimmungszone A der
Optimismus ab dem Sommer
zunahm, sah der italienische
Vertreter, Fürst Livio Borghe-
se, die Deutschkärntner
chancenlos und auch in Wien
herrschte eine skeptische
Beurteilung vor.

Das Abstimmungsergebnis
am 10. Oktober 1920 war
dann eindeutig: Rund 60
Prozent der Bevölkerung
hatten sich in der Abstim-
mungszone A (in der Zone B
unterblieb somit eine Ab-
stimmung) für den Verbleib
bei Österreich ausgespro-
chen. Vor allem die sloweni-
schen Bauern zeichneten für
dieses Ergebnis mitverant-
wortlich, industriell geprägte
Orte um Klagenfurt und auch
Ferlach hatten für Jugoslawi-
en gestimmt. Somit hatte der
Kärntner Abwehrkampf sein
Ziel erreicht, „Kärnten frei
und ungeteilt“ zu erhalten.
Auch wenn militärisch der
Übermacht nachgegeben
werden musste, so schufen
die Kämpfe wohl die Voraus-
setzung für Verhandlungen
und die Volksabstimmung.

Und letztlich traf Präsident
Wilson die Entscheidung, der
wenigstens in diesem Fall
dem „Selbstbestimmungs-
recht der Völker“ zum Durch-
bruch verhalf.

Volksabstimmung

10. Oktober 1920
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ÖKBPräsident
Bgm. a.D. LudwigBieringer

LiebeKameraden!

Der Abend des 2. November
2020 hat ganz Österreich er-
schüttert. Die Wiener Innen-
stadt wurde zum Schauplatz
eines islamistisch motivierten
Anschlages eines Terroristen
mit albanischenWurzeln. Zwar
handelte es sich nicht um das
erste Gewaltverbrechen dieser
Art – ich erinnere an dieMesser-
attacke auf einen Soldaten vor
der iranischenBotschaft inWien

imMärz 2018oder andieAmok-
fahrt in Graz im Juni 2015 – aber
es war doch eine in Österreich
bisher nicht aufgetretene „Qua-
lität“: Ein wahllos mit einem
Sturmgewehr um sich schießen-
der Attentäter, dem vier Men-
schen zumOpfer fielen und von
dem 22weitere zumTeil schwer
verwundet wurden. Mit einem
Schlag glich die Wiener Innen-
stadt einem Kriegsschauplatz,
Polizei undBundesheer gewähr-
leisteten in der ersten Phase die
größtmögliche Sicherheit.

Den Hut ziehe ich vor den
Leistungen der Polizei, die es in
kürzester Zeit geschafft hat, den
Täter auszuschalten, eine Leis-
tung die auch international
herzeigbar ist. Damit wurden
Forderungen einer Spitzen-
kandidatin aus dem Wiener
Gemeinderatswahlkampf ad
absurdum geführt, die eine
Entwaffnung der Polizei „völlig
normal“ fand. Manchmal ist die
Realität halt wirklich scho-
nungslos und entlarvt so man-
ches Geschwätz. Plötzlich wur-

de auch das Jagdkommando in
Wien benötigt, das mitten aus
einer Übung heraus mit Black
Hawk Hubschraubern eingeflo-
gen wurde. Und plötzlich waren
- die vielstrapazierte „Panzer-
schlacht imMarchfeld“ hin oder
her - auch Radpanzer des Bun-
desheeres gefragt, umSicherheit
für unsere Bürger zu schaffen.
„Schutz und Hilfe leisten, wo
andere nicht mehr können“, ist
die Aufgabe des Heeres und es
hat auch dieses Mal seinen
Beitrag geleistet!

Ich will kein Unglücksprophet
sein, aber gerade das nun zu
Ende gehende Jahr hat uns
gezeigt, in wie kurzer Zeit enor-
me Herausforderungen für
unsere Gesellschaft entstehen
können, die ohne staatliche
Handlungsreserve nicht mehr
bewältigbar sind. Dabei handelt
es sich bei Pandemie und Ter-
roranschlag „nur“ um Heraus-
forderungen am untersten Ende
der Skala. Verschärfungen der
Lage, etwadurch einenBlackout
oder einen dadurch herbeige-

führten staatlichen Kontrollver-
lust über Teile des Staatsgebie-
tes, sind nicht undenkbar,
sondern vielmehr wahrschein-
lich.

Damit fühle ichmich inmeinen
bisherigen Feststellungen
(leider) mehr als bestätigt, dass
es Aufgabe unserer Regierenden
ist, diesbezüglich Vorsorge zu
treffen. Nicht irgendwann, nicht
irgendwie, sondern zielgerichtet
und rechtzeitig. Ich binOptimist
und gehe daher davon aus, dass
der Weckruf des Jahres 2020
gehört wurde und dass daraus
sicherheitspolitischdie richtigen
Schlüsse gezogenwerden.

Das haben sich Österreich und
seine Bevölkerung verdient,
heute und im kommenden Jahr
2021! Euch wünsche ich Ge-
sundheit und ein Frohes Weih-
nachtsfest imKreis der Lieben!

Euer
LudwigBieringer
Präsident

Mit dem politischen Islam
beschäftigen …

Nach dem Terroranschlag in
Wien verfielen Teile des Mili-
eus nach anfänglicher Schock-
starre sofort wieder in die
üblichen Deutungsmuster. Ein
Artikel von Nina Scholz im
Standard vom 7.11. findet dazu
deutliche Worte: „(…) Ausge-
hend von der Frage, was einen
jungen Mann zu solchen Taten
treibt, folgen alsbald die gängi-
gen Erklärungsmuster: Diskri-
minierung durch die „Mehr-
heitsgesellschaft“, Perspektiv-
losigkeit, soziale Deklassie-
rung. (…)

Diese Analysen sind unbefrie-
digend und nicht plausibel,
weil sie einige Fakten außer
Acht lassen. Es würde sich
zunächst die Frage stellen,
warum ausschließlich Musli-
me Diskriminierung durch die
übrige Gesellschaft, (…) mit
terroristischer Gewalt beant-
worten. Zudem trifft der Terror

nicht nur den Westen. Er
ereignet sich auch und vor
allem in Ländern, in denen
diejenigen, die zu Fanatikern
wurden, weder in der Minder-
heit noch Diskriminierungser-
fahrungen ausgesetzt waren.

In Kabul, Bagdad, Aleppo,
Istanbul oder Kairo zielt er in
erster Linie auf Teile der Bevöl-
kerung, auf die dortigen „Un-
gläubigen“: Christen, Jesiden,
Aleviten und alle Muslime, die
ihren Glauben anders verste-
hen und praktizieren als die
Gotteskrieger. Und schließlich
wissen wir schon seit den 9/11-
Anschlägen, dass Gewaltbe-
reitschaft und Terrorismus sich
durchaus mit guter Ausbildung
und privilegierter Stellung
vertragen. Die genannten
Punkte können den Terror
islamischer Fundamentalisten
also nicht hinreichend erklä-
ren (…). Es ist die Ideologie des
fundamentalistischen, poli-
tisch aufgefassten Islam, die
Menschen zu Attacken wie der

in Wien (…) antreibt, die
Überzeugung, für eine durch
und durch gerechte Sache zu
kämpfen. Die Kraft der Idee, in
diesem Fall der politisch-religi-
ösen Überzeugung, wird
systematisch unterschätzt
(…). Ein Blick auf die
Geschichte wäre hier
durchaus hilfreich.
Eine Geschichte, die
voller Beispiele für den
Tatendrang und die ideologi-
sche Verblendung ist.

Wir brauchen uns nur den
Nationalsozialismus (…) vor
Augen zu führen (…). Zum
Fanatismus der Kommunisten
gehörte, (…) den Gulag als
historische Notwendigkeit zu
rechtfertigen. Anhänger dieser
Ideologien waren überzeugt,
(…) für eine Sache zu kämpfen,
die (…) der ganzen Welt zum
Heil gereichen sollte. Nichts
anderes tun islamische Funda-
mentalisten weltweit, wenn sie
Anschläge gegen die „Ungläu-
bigen“ verüben, Nach fast 20

J a h r e n
is lamis t i -

schen Terrors
in Europa ist es
an der Zeit, den
Blick nicht mehr
nur auf den

Jihadismus zu richten,
sondern die dahinterste-

hende Ideologie eines politi-
schen Islamverständnisses zu
diskutieren und sie genauso
ernst zu nehmen wie andere
totalitäre Ideologien auch. (…)

Wir sollten uns verstärkt mit
der Ideologie des politischen
Islam beschäftigen, mit dem,
was in Moscheen mancher
der großen Verbände gepre-
digt wird. Es ist (…) oft viel zu
nah an den ideologischen
Grundannahmen der Terro-
risten.“ - Soweit der beach-
tenswerte Artikel des Stan-
dard.

AusdemÖKB-Bundesvorstand

AufHorchposten
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BesinnlicheWeihnachtstage- hoffentlich!
OO tempora o mores, oh Zeiten, oh Sitten! Man muss nicht Cicero gelesen haben, Asterix
genügt. Das Lachen vergeht einemdennoch.

„Ich kann Euch zu Weihnach-
ten nichts geben. Ich kannEuch
für den Christbaum – wenn Ihr
überhaupt einen habt – keine
Kerzen geben. Kein Stück Brot,
keine Kohle zum Heizen, kein
Glas zum Einschneiden. Wir
haben Nichts: Ich kann Euch
nur bitten: Glaubt an dieses
Österreich!“

22 Sekunden hat diese Weih-
nachtsansprache des österrei-
chischen Bundeskanzlers
Leopold Figl im Jahr 1945
gedauert. Dennoch: Die 22
Sekunden-Ansprache verfehlte
ihre Wirkung nicht. Es galt,
gemeinsam Anzupacken.
Hausverstand, Eigenverantwor-
tung und das Engagement am
Fortkommen des Gemeinwohls
in Nachbarschaft, der Gemein-
de oder gar der Region brauch-
te kaumnormative Regelungen.
Solidarität wurde zur Selbstver-
ständlichkeit und zum Garant
eines großartigen Aufstiegs
unserer Heimat. Damals - als
die Verantwortlichen der Politik
sich um mehr zu kümmern
hatten, als ihre Sessel (samt
Privilegien) in Volksvertretung
und Regierung zu erhalten.
Schließlich ging es umGemein-
wohl und Wiederherstellung
der Souveränität Österreichs.

Undheute?

Das Land liegt nicht in Trüm-
mern. Im Gegenteil, es zählt zu
den reicheren Mitgliedern der
Staatengemeinschaft des Kon-
tinents. In kaufkraftbereinigten
Statistiken liegen wir im vor-
dersten Drittel aller Staaten der
Welt. Es scheint uns ganz gut zu
gehen, auch wenn es da und
dort Luft nach oben gibt. Etwa
in Fragen der Sicherheit der
Bürger - in der Krise wird es
sichtbar.

So in Fragen der sicherheitspo-
lizeilichen Assistenzleistung
unserer Armee im Frühjahr
dieses Jahres, auf deren Bilanz
und die notwendigen Korrektu-
ren unserer Heeresorganisation
wir heute noch warten. Nach
wie vor gibt es dringenden
Handlungsbedarf in der

Herstellung der Verfassungs-
konformität, die ein österreichi-
scher Bundeskanzler nun
schon zweimal verkündet hat.
Und das ist nicht nur eine Frage
der Finanzen. Schließlich sollte
Solidarität nicht nur vom Volk
gefordert, nicht bloß auf Frei-
willigkeit der Bürger beruhen
(Anm.: da sieht’s wenn‘s um
das Tun geht, nicht rosig aus),
sondern für Regierung und
Regierte Handlungsimperativ
sein!

Corona- ein „neuer
Feind“?

Zu Beginn dieses Kalenderjah-
res präsentierte die Sicherheits-
politische Direktion des Bun-
desministeriums für
Landesverteidigung aktuelle
Bedrohungen und deren Ein-
trittswahrscheinlichkeiten für
unsere Republik. Unter mehre-
re hundert Besucher reihten
sich auch zahlreiche Verant-
wortliche aus Politik und Ver-
waltung ein. Als manche Besu-
cher über den Wortwitz einer
Pandemie-Expertin immer
noch lächelten – die Dame
hatte in ihrem Vortrag gemeint,
dass man in Forscherkreisen es
lieber mit einem erregten
Bekannten denn mit einem
unbekannten Erreger zu tun
hätte – ist vielen Funktionsträ-
gern in Verwaltung und Politik
das Lächeln eingefroren. Denn
alsbald war sie da – die Richtig-
keit einer seit Jahren bestehen-
den Prognose und die Pande-
mie. Allein vorbereitete
Maßnahmen fehlten, um einer
solchenmit mehr als Planungs-
papieren und Kanzleipapier zu
begegnen.

Inszenierung statt
politischer Gestaltung?

Zum Zeitpunkt der Erstellung
meines Kommentars rangiert
Österreich im internationalen
Vergleich weiter an der Spitze
der Infektionswerte (Stand: 27.
November). Nur einige Klein-
staaten wie Andorra oder
Luxemburg haben eine noch
höhere 7-Tages-Inzidenz. Und
die Aussage des Regierungs-

chefs, dass bald einmal jeder
Österreicher in seinem Freun-
des- und Bekanntenkreis einen
pandemiebedingten Todesfall
beklagen wird müssen, wurde
als Panikmache abgetan. Mitt-
lerweile ist sie traurige Wirk-
lichkeit. Wie ist dasmöglich?

Gleich mehrere Pressekonfe-
renzen eines ganzen Regie-
rungsquartetts pro Woche
können nicht darüber hinweg-
täuschen, dass in Angelegen-
heiten einer umfassenden
Sicherheitsvorsorge (die ULV
ist nach wie vor Verfassungsge-
bot) nicht nur „im Staate Däne-
mark etwas faul“ sein dürfte.
Wird einmal mehr – wie es
kritische Beobachter feststellen
- fehlende Planung und Vorbe-
reitungen durch Inszenierung
ersetzt?

Wenn zur allgemeinen Überra-
schung aller Beteiligten der
Bundeskanzler erklärt, dass das
Bundesheer die Organisation
einer Massentestung überneh-
men werde, setzt eine dreiwö-
chige „Schockstarre“ ein.
Offenbar gibt es mehr als Un-
klarheiten über Kompetenzen
in Regierung und Ämtern der
Landesregierungen, was auf
grob fahrlässige Wahrnehmung
in Sachen Krisenvorsorge
hindeutet. In „seligeren“ Zeiten
gab es die ULV mit Regelungen
bis hin zur Bezirksverwaltungs-
ebene.

Ein Beispiel: Die ersatzlose
Abschaffung von drei Sanitäts-
regimentern im Jahre 2012 -mit
einer Spitalsbettenkapazität für
6.000 Patienten. Regimenter,
die personell mit Soldaten des
Milizstandes und dem entspre-
chenden Gerät voll ausgestattet
waren. Freilich keine 6.000
Betten auf Intensivstationen,
aber allemal so viele, wie der-
zeit von Covid-Patienten bean-
sprucht werden, die Gottlob
keine intensivmedizinische
Versorgung benötigen.

Der Rechnungshof hatte Jahre
davor das Sanitätswesen des
Heeres überprüft und befun-
den, dass im Vergleich zu

zivilen Krankenhäusern die
Heereseinrichtungen ineffizi-
ent wären. Absurd, wenn man
bedenkt, dass diese Spitalsbet-
ten im Katastrophen- und
Mobilmachungsfall eine we-
sentliche Entlastung der beste-
henden zivilen Versorgung
hätten sein sollen. Der damali-
ge Verteidigungsminister, ein
ehemaliger Wehrdienstverwei-
gerer, beeilte sich mit dem
Abschaffen. Einmal mehr
wurde Vorsorge und Milizprin-
zip nicht verstanden. Dass sich
bis heute hier Wesentliches
geändert hat, darf bezweifelt
werden.

Jede Krise bietet Chance
für einen Anfang – und sei
es „nur“ Erleuchtung

Mag sein, dass der Solidaritäts-
gedanke in unserer Gesell-
schaft, wie er in der Aufbaupha-
se der 2. Republik bei Bürgern
und deren Repräsentanten
bemerkbar war, durch tenden-
zielle Singularisierung schwer
erschüttert wurde. Im Wohl-
fahrtsstaat lebt es sich im Ego-
Trip leichter, gar erst, wenn sich
das öffentliche Füllhorn über
eine Spaßgesellschaft ergießt.
Ein „Soziotop“, aus der sich
auch künftige Volksvertreter
und Regierende rekrutieren.
Wen wundert es, dass Gedan-
ken an Solidarität und Sicher-
heitsvorsorge auf der Strecke
bleiben.

Bleibt zu hoffen, dass die von
manchen bereits als „die trau-
rigsten Weihnachten“ ausgeru-
fene „Stille Zeit“ zumNachden-
ken über den Staat,
gemeinsame Verantwortung,
Solidarität und Sicherheitsvor-
sorge genutzt wird. Die politi-
sche Führung des Staates sollte
davon nicht ausgenommen
sein und sich einer getreulichen
Vollziehung der verfassungsge-
setzlichen Bestimmungen
besinnen!

BesinnlicheWeihnachtstage
wünscht Ihr
Manfred Gänsdorfer, Bgdr i.R.
Präsident der OG Burgenland
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BrennpunktederWeltpolitik:
Bergkarabach:Diebrutale
Zukunft desKrieges
Am 27. September 2020 war
ein neuerlicher Krieg zwi-
schen Armenien und Aser-
baidschan um die Enklave
Bergkarabach ausgebrochen,
der am 9. November 2020
durch ein Waffenstillstands-
abkommen beendet wurde.

Die Niederlage der armeni-
schen Seite ist ebenso über-
raschend, wie offensichtlich.
Erwiesen sich die Soldaten
Armeniens in den bisherigen
Runden dieser Auseinander-
setzung im Kampf, trotz
teilweise veralteter Ausrüs-
tung, den aserischen Kämp-
fern deutlich überlegen, so
traf dies auf den jüngsten
Waffengang nichtmehr zu.

Bereits die ersten Bilder, die
nach Angriffsbeginn durch-
drangen, zeigten explodie-
rende Panzer, brennende
Kampffahrzeuge und zer-
schlagene Nachschubtrans-
porte der armenischen Seite.
Die armenischen Verluste
sollen sich bis zum 22. Okto-
ber bereits u.a. auf 144
Kampfpanzer T-72, 35 BMP-
Schützenpanzer, 310 unge-
panzerte Fahrzeuge, 49
122mm und 152mm Ge-
schütze, 12 Panzerhaubitzen,
52 Grad-Rakwerfer und noch
verschiedenes anderes Gerät
belaufen haben.

In Summe betrug der Verlust
fünf mechanisierte Bataillo-
ne und sieben Artillerieba-
taillone. Auch die Anzahl der
gefallenen Soldaten auf
armenischer Seite dürfte sich
in Summe auf mehrere
Tausend belaufen. Die
Aserbaidschaner hatten zum
selben Zeitpunkt den Verlust
von 20 T-72 und 2 T-90 sowie
von 17 BMP zu beklagen.Wie
die Auswertung der Gefechte
zeigt, hatte die aserische
Seite von Anfang an die
Initiative, die armenische
Seite kamüber wenige, kaum
koordinierte Einzelschläge
nicht hinaus. Der einzige

armenische,mit einemFlugzeug
vorgetragene Luftangriff, endete
mit dem Verlust der Su-25 unter
ungeklärten Umständen.

Überlegenheit durch
Drohneneinsatz

Wer nun allerdings der Auffas-
sung anhängen sollte, dass
dieser Krieg von Aserbaidschan
in klassischer Form, unter
Einsatz von Soldaten, Panzern,
Artillerie etc., gewonnenworden
sei, der irrt! Das zu Tage getrete-
ne Kriegsbild entspricht viel
mehr den jüngsten Auseinan-
dersetzungen in Libyen, im Irak
und in Syrien: Die Schlüsselrolle
kam auf aserischer Seite dem
Einsatz vonDrohnen zu.

Aserbaidschan hatte in den
letzten Jahren große Anstren-
gungen zur Aufrüstung auf
diesem Sektor unternommen,
dem die armenische Seite nichts
Adäquates entgegensetzen kon-
nte. Die Vorteile, die Drohnen in
solchen Konflikten bieten,
liegen auf der Hand: sie sind
relativ günstig zu erwerben,
Steuerung und Zielsuche sind
kaum schwieriger als ein Com-
puterspiel, Ortung und Bekämp-
fung sind aufwendig, das Leben
von Pilotenwird nicht gefährdet,
die Waffensysteme sind äußerst
präzise und nicht zuletzt verfü-
gen Drohnen über eine lange
Verweildauer im Einsatzraum.

Aserbaidschan kann aktuell
über die in Israel beschafften
bzw. in Zusammenarbeit mit
israelischen Firmen hergestell-
ten Drohnenmodelle „Harop“,
„Orbiter 1K“ und „SkyStriker“
verfügen. Bei diesen handelt es
sich um ein „Loitering Unman-
ned Aerial Vehicle“, also eine
„Selbstmorddrohne“, die über
einem Zielgebiet kreist, sich
selbständig ein Ziel sucht und
sich auf dieses stürzt. Dazu
beschaffte Aserbaidschan auch
Drohnen-Typen, die in mittlerer
Höhe operieren („Medium
Altitude High Endurance“-MA-
LE) - das israelische Modell

„Hermes 900“ der Firma Elbit, ist
vergleichbar mit der amerikani-
schen MQ-9 „Reaper“. Eine
besondere Rolle dürfte auch die
türkische Drohne TB2 („Bayrak-
tar“=Fahnenträger) gespielt
haben, die Selcuk Bayraktar,
Schwiegersohn des türkischen
Staatspräsidenten, in seinem
Unternehmen Baykar Technolo-
gies fertigt.

„Fahnenträger“ im
Kaukasus

Diese Drohne hatte zuletzt in
Libyen und Syrien ihre Effizienz
erwiesen. Noch unmittelbar vor
Kriegsbeginn hatten türkische
Verbände an Manövern in
Aserbaidschan teilgenommen.
Vermutlich erfolgten dabei die
Einweisung in dieses System
und vermutlich auch der Ein-
kauf syrischer Söldner. Da
Drohnen mit Kameras ausge-
stattet sind, lieferten diese der
aserischen Seite auch die Bilder,
um im Propagandakrieg erfolg-
reich zu sein. Gestützt auf die
Öl- und Gasmilliarden hatte die
aserbaidschanische Armee ei-
nenModernisierungsschub voll-
zogen, während die Armenier
mit veralteten Waffensystemen
kämpften.

Aber auch moderne russische
Flugabwehrsysteme waren der
Drohnengefahr hilflos ausgelie-
fert. Der Erfolg Aserbaidschans
hat aber auch mehrfache inter-
nationale Implikationen: Wäh-
rend kleine Staaten in Krisenre-
gionen oder gar terroristische

Organisationen, unter
Ausblendung von Kernfragen
des humanitären Völkerrechtes,
vorzeigen, wie in Zukunft Krieg
geführt werden kann, verfügen
viele europäische Armeen bis
heute über keinen Schutz ihrer
Soldaten gegenMALE-Systeme.

Daher könnten Konfliktparteien
versucht sein, solche Systeme zu
beschaffen, was nichts Gutes für
den Europa umgebenden Kri-
senbogen verheißt. Zweitens
werden Konfliktparteien versu-
chen, die Wirkung von Drohnen
durch andere effizientere
Waffensysteme auszugleichen,
was direkt zu einer Eskalation
von Kampfhandlungen führen
kann. Und drittens sind mit der
Lieferung von Drohnen auch
Fragen der Machtpolitik ange-
sprochen. Nicht nur Russland
und die Türkei sind Antagonis-
ten, auch Israel und der Iran.
Aserbaidschan wird als nördli-
cherNachbarwenig Interesse an
der Fortführung des iranischen
Atomprogramms haben. Als
Gegenleistung für die Drohnen-
lieferung könnten aserische
Luftbasen (die Angriffsdistanz
würde sich von 3.000 km auf 600
km verringern!) Israel für einen
möglichen Schlag gegen Irans
Atomprogramm überlassen
werden.

Der Krieg imKaukasus hat somit
in mehrfacher Hinsicht einen
Blick in die brutale Zukunft der
Kriegsführung eröffnet!

Abgeschlossen am 20.11.2020

Drohne TB 2 „Bayraktar“
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DasÖsterreichischeBundesheer der ErstenRepublik
zwischen1920und1930. EinHeer das keines sein durfte.

AusmeinemLuftschiffertagebuch.
Aufzeichnungen vonFranzHinterstoisser

„Was dann zurückbleibt und
Bundesheer heißt, ist ein sich für
Paraden und Ausrückungen
vorbereitender Verein, der in
der Tradition der Vergangenheit
lebt, sich Luftschlössern hingibt
und die Öffentlichkeit über die
traurige Wirklichkeit täuscht“,
lautet eine vielzitierte kritische
Stellungnahme Theodor Kör-
ners, des nachmaligen Bundes-

präsidenten, aus dem Jahr 1924.
Das damit angesprochene
Bundesheer der I. Republik
hatte in der Tat mit zahlreichen
Startschwierigkeiten zu kämp-
fen. Da waren zunächst einmal
der Zusammenbruch der alten
Ordnung und der holprige
Neustart der Republik Deutsch-
österreich im Jahr 1918. Dazu
kamen die einschneidenden
Bedingungen des Staatsvertra-
ges von St. Germain, die das
Bundesheer auf den Status einer
Grenzschutz- und Ordnungs-
truppe reduzierten und – heute
wie damals -budgetäre Engpäs-
se und politische Hürden.
Trotzdemwurde dieses Bundes-
heer, das nach den Vorgaben
des Staatsvertrages ein Berufs-
heer mit maximal 30.000 Mann
sein durfte, ein verlässliches
Instrument des neuen Staates.
Dies sollte sich erstmals im
Herbst 1921 zeigen, als im Zuge
der Landnahme des Burgenlan-
des Gefechtssituationen zu

bestehen waren. Schritt für
Schritt schaffte es das I. Bundes-
heer, Ausbildung und Ausrüs-
tung so zu verbessern, dass hohe
Qualitätsansprüche erfüllt
werden konnten und somit ein
(kleines) Heer geformt wurde,
das allerdings nach demWillen
der Siegermächte des I. Welt-
krieges keines sein durfte. Die
Autoren stellen die Rahmenent-
wicklungen und groben Züge in
diesem Prozess dar. Eingebettet
in diese Bearbeitung ist der
Nachdruck des Buches „Öster-
reichs Bundesheer“ aus dem
Jahr 1929, welches im Auftrag
des Bundesministeriums für
Heereswesen herausgegeben
wurde. Dieses Buch behandelt
sämtliche Aspekte des jungen
Ersten Bundesheeres: Gesetzli-
che Grundlagen, Gliederung
undGarnisonen, Traditionspfle-
ge, Bewaffnung, Ausrüstung,
Schulen und Institute. Beim
Lesen stellt sich so mancher
„Aha-Effekt“ ein, hervorgerufen

durch unübersehbare Parallelen
zum heutigen Bundesheer, wie
denn auch das Bundesheer der
II. Republik in vielem an seinen
unmittelbaren Vorgänger an-
knüpfte. Unter dem Strich bleibt
der Respekt für die damals wie
heute erbrachten Leistungen
eines unter seinem Wert ge-
schlagenen Heeres, für seine
Soldaten, Unteroffiziere und
Offiziere, die aus wenig immer
viel zumachen verstanden.

Franz Hinterstoisser, 1863 in
Aigen/Salzburg geboren,
entschied sich für eine Lauf-
bahn als Berufsoffizier. 1890
meldete er sich zum ersten
militär-aeronautischen Kurs
und gehörte 1892/93 dem
technischen Militärkomitee
an, das den Auftrag erhalten
hatte, Grundlagen des Militär-
luftschifferwesens im Ausland

zu studieren. Neben der
Durchführung mehrerer Kurse
machte sich Hinterstoisser
durch zahlreiche – heute
würde man sagen: PR-Aktivtä-
ten – um die Förderung des
Verständnisses der Luftfahrt
verdient.

Er gilt neben Viktor Silberer als
Begründer der militärischen
Luftschifffahrt in Österreich.
Hinterstoisser war ein genauer
und akribischer Arbeiter, der
sich wesentlich um die Einfüh-
rung verbesserter Systeme
verdient machte.

Im Zuge seiner Luftschiffertä-
tigkeit kam er auch mit vielen
prominenten Persönlichkeiten
der damaligen Zeit in Berüh-
rung. Sein Tagebuch, das im
Original abgedruckt ist, zeigt
den erfrischenden, begeister-
ten Zugang der Luftschiffer
beim Beschreiten von Neu-
land. Das Befahren des „Luft-
ozeans“ ist von Pioniergeist

und Wagemut getragen und
spiegelt den Zeitgeist mit
zahlreichen bahnbrechenden
Erfindungen wider.

Franz Hinterstoisser beendete
seine Karriere als k.u.k. Oberst
und verstarb am 6. März 1933
in Wien. Sein Andenken wahrt
u.a. der Fliegerhorst „Hinter-
stoisser“ in Zeltweg. Sein
Nachfahre Dipl.-Ing. Hermann
Hinterstoisser hat das im
Familienbesitz befindliche
Originalbuch Franz Hinter-
stoissers aus dem Jahr 1904 im
Milizverlag Salzburg neu
herausgegeben und um allge-
meine historische und biogra-
phische Notizen ergänzt.

Ein wichtiger Beitrag im Kampf
gegen das Vergessen und zur
Traditionspflege der österrei-
chischen Luftstreitkräfte!

Franz Hinterstoisser
Aus meinem
Luftschiffertagebuch.
Aufzeichnungen von Franz
Hinterstoisser
Format Din A 5, 116 Seiten,
zahlreiche Abbildungen,
broschiert
Preis: € 14.-
ISBN 978-3-901185-36-6
Österreichischer Milizverlag
Salzburg 2008

Harald Pöcher/Roland Schaffer
Das Österreichische Bundesheer
der Ersten Republik zwischen
1920 und 1930. Ein Heer das
keines sein durfte.
Format Din A 5, 254 Seiten,
zahlreiche Abbildungen,
broschiert
Preis: € 20.-
ISBN 978-3-901185-73-1
Österreichischer Milizverlag
Salzburg 2020



Österreichischer
Kameradschaftsbund

70. Geburtstag

Salzburg Stadt

Bundesheer
Drei von sieben Meistertiteln gehen nach Salzburg

Vizeleutnant MartinWimmer im Anschlag mit der Pistole 80.

Von 14. bis 16. Oktober fand am
Militärschießplatz „Lavanter
Forcha“ die Heeresmeister-
schaft im Schießen 2020 statt.
Die Heeresmeister wurden in

den Bewerben Schießen mit
dem Sturmgewehr 77 im Ein-
zelbewerb, der Pistole 80 sowie
im Mannschaftsbewerb ermit-
telt. Die besten Schützen aus

allen Bundesländern kamen zu
dieser Meisterschaft, um sich
den begehrten Titel „Heeres-
meister 2020" zu holen.

Den Titel „Heeresmeisterin
2020" mit der Pistole erkämpfte
sich Frau Stabswachtmeister
Sylvia Steiner vom Führungs-
unterstützungsbataillon 2.

Durch ihren zweiten Platz beim
Sturmgewehr sicherte sie sich
auch den Titel in der Kombina-
tion aus Sturmgewehr und
Pistole. Der Titel „Heeresmeis-
ter 2020" mit der Pistole ging an
Vizeleutnant Martin Wim-
mer vom Truppenübungsplatz
Hochfilzen. BeimMannschafts-
bewerb mit dem Sturmgewehr
holte sich die Mannschaft
„Salzburg 2“ mit Stabswacht-
meister Celal Keles, Roman
Wehrberger, Vizeleutnant Alois

Steinwender und Amtsdirektor
Johann Windhofer die Bronze-
medaille. Die vier Wettkämpfer
mussten gemeinsam innerhalb
von drei Minuten eine Laufstre-
cke von 200 Metern bewältigen
und zehn Schnellschüsse
abgeben.

Betreuer Vizeleutnant Robert
Weissgerber: „Ohne ein konti-
nuierliches Training und kon-
stante überdurchschnittliche
Leistung ist es fast unmöglich,
ein so hohes Niveau zu halten.
Ausschlaggebend ist aber auch
das außerordentlich gute und
kameradschaftliche Klima der
Salzburger.

Ich bin stolz auf meine Schüt-
zen und wir werden uns auch
für die nächsten Meisterschaf-
ten bestens vorbereiten."
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Berichte ausdenKameradschaften

Am 6. November beging Rose-
marie ("Rosi") Bieringer ihren
70. Geburtstag. Die Jubilarin ist
Fahnenpatin der Landesfahne
des Salzburger Kamerad-
schaftsbundes, Fahnenmutter

der Historischen Landwehr-
schützen Wals und Fahnenpa-
tin der Kameradschaft Wals
und bei zahlreichen Veranstal-
tungen der Kameradschaften
im Land Salzburg und auch
österreichweit anzutreffen.

Rosi Bieringer ist die starke
Frau hinter dem Präsidenten
des Österreichischen Kamerad-
schaftsbundes , Ludwig Bierin-
ger.

Der Salzburger Kamerad-
schaftsbund bedankt sich bei
Rosi Bieringer für ihre stete
Unterstützung und Fürsprache
für die Anliegen und Aufgaben
des Kameradschaftsbundes
und wünscht der Jubilarin alles
Gute und vor allem Gesund-
heit!

Kameradschaft Aigen
Gratulation

Kamerad Kröpl bei der Arbeit am Kriegerdenkmal.

Das langjährige Mitglied
Ludwig Kröpl feierte am
2.10.2020 seinen 80.
Geburtstag. Der Jubilar ist ein
fleißiges Mitglied in der
Kameradschaft, er war
jahrelang 1. Fähnrich-Stv. und
bei jeder Ausrückung und
Veranstaltung stets dabei.

Aktuell pflegt er mit Kamerad
Erich Lettner das
Kriegerdenkmal neben der
Pfarrkirche Aigen. Aus
gesundheitlichen Gründen
musste er sich etwas
zurückziehen und ist nur

mehr bei wichtigeren
kirchlichen Ausrückungen
dabei.Der Jubilar feiert im
nächsten Jahr seine 60-jährige
Mitgliedschaft in der
Kameradschaft. Er arbeitete
jahrzehntelang an der
Tankstelle neben dem UKH.
Mit 60 Jahren konnte er in den
wohlverdienten Ruhestand
treten. Subkassier Wolfgang
Radauer besuchte den Jubilar
zu Hause, gratulierte ihm im
Namen der Kameradschaft
recht herzlich und überreichte
ihm einenWertgutschein.

Kameradschaft Itzling
Gratulation zum 80. Geburtstag


